Modulrelevante Auszüge aus:

Verordnung über die Aufsicht über Schülerinnen und Schüler (in Auszügen)

Vom 28. März 1985 (ABI. S. 185) - geändert durch VO vom 8. März 1993 (ABI. S. 218) -

vom 23. September 1997 (ABI. S. 574; ber. ABI. 1998, S. 106) - und vom 14. September

1998 (ABI. S. 683) - und vom 20. Dezember 2005 (ABI. 2006 S. 3).-und vom 2.1.2009 (ABl. S. 98)

Auf Grund des § 76 des Schulverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 1978 (GVB1.

I S. 232), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. März 1985 (GVB1.I S. 57), wird verordnet:
Anlage 1 - IV. Aufsicht bei Wandertagen, Wanderfahrten, Lehrausflügen, Betriebserkundungen,

Studienfahrten, Schülergruppenfahrten und Landheimaufenthalten

1. Bei Wandertagen, Wanderfahrten, Lehrausflügen, Betriebserkundungen, Studienfahrten,

Schülergruppenfahrten und Landheimaufenthalten sowie bei Besichtigungen und

ähnlichen Veranstaltungen ist eine gründliche Vorbereitung der Lehrer und Aufsichtskräfte

sowie eine eingehende Besprechung mit den Schülern und Erziehungsberechtigten wichtig.

Die geplanten Veranstaltungen sollen im Unterricht vorbereitet und ihr technischer Ablauf

erörtert und festgelegt werden. Zur Vorbereitung gehört auch, den Schülern die entsprechenden

Verhaltensmaßregeln zu geben und sie mit den besonderen Gefahren der

betreffenden Veranstaltungen vertraut zu machen. Dies ist gegebenenfalls während der

Veranstaltung zu wiederholen.

2. Nachstehende Veranstaltungen dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung der Erziehungsberechtigten

durchgeführt werden:

a) alle Veranstaltungen von mehrtägiger Dauer,

b) Übernachtungen in Zelten,

c) Radwanderungen,

d) Wassersport einschließlich Baden,

e) Eissport,

f) Benutzung von Ski, Rodel oder Schlittschuhen bei Wanderungen,

g) Wanderungen im Hochgebirge.

In Schulen mit Internat kann an Stelle der Zustimmung der Erziehungsberechtigten auch die

des Internatsleiters treten. Hinsichtlich dieser Regelung sind die Erziehungsberechtigten beim

Eintritt des Schülers in das Internat zu informieren.

3. Während dieser Veranstaltungen muss der Lehrer die erforderlichen

Aufsichtsmaßnahmen treffen und deren Befolgung überwachen. Der Lehrer soll Schüler bis

einschließlich zur Klasse/Jahrgangsstufe 7 in geschlossenen Gruppen zusammenhalten,

soweit dies erforderlich ist. Bei Übernachtungen hat sich der aufsichtführende Lehrer oder

eine Hilfskraft davon zu überzeugen, dass alle Schüler in den Unterkünften sind und die ihnen

zugewiesenen Schlafräume aufgesucht haben. Dies gilt nicht bei Unterbringung der Schüler in

Gastfamilien. Eine Überwachung der Anwesenheit der Schüler in den Schlafräumen während

der Nacht ist nur erforderlich, wenn hierzu ein besonderer Anlass besteht.

4. Bei Wandertagen und Lehrausflügen der Klassen/Jahrgangsstufen 1 bis 6 soll eine

Hilfskraft zugezogen werden, wenn die Klasse/Jahrgangsstufe mehr als 25 Schüler umfasst.

Bei Wandertagen und Lehrausflügen der Klassen/Jahrgangsstufen 7 bis 10 ist die Zuziehung

einer zweiten Aufsichtsperson (Hilfskraft) nur erforderlich, wenn besondere Umstände

vorliegen. Bei behinderten Schülern können mehrere Hilfskräfte zugezogen werden, wenn

dies nach Art und Umfang der Behinderung erforderlich ist. Bei mehrtägigen Veranstaltungen

soll außer dem verantwortlichen Lehrer eine Hilfskraft die Schüler begleiten. Bei

Koedukationsklassen sind die Jungen von einem Lehrer oder einer männlichen Hilfskraft, die

Mädchen von einer Lehrerin oder einer weiblichen Hilfskraft zu betreuen. Entsprechendes gilt

für Jungenklassen (Mädchenklassen), deren Wanderfahrt usw. von einer Lehrerin (Lehrer)

geleitet wird. Dies gilt nicht für die Klassen/Jahrgangsstufen 11 bis 13. Über Ausnahmen

entscheidet die untere Schulaufsichtsbehörde. Als Hilfskraft (Hilfsaufsichten) kommen außer

Lehrern und Lehramts- Studienreferendaren auch Praktikanten, Hospitanten, Schülereltern

und Ehegatten der Lehrer in Betracht. Stehen solche Hilfskräfte nicht zur Verfügung, können

auch vertrauenswürdige Schüler über 16 Jahren mit schriftlicher Einwilligung ihrer

Erziehungsberechtigten als Hilfsaufsicht bestellt werden. Die Bestellung der Hilfskräfte

erfolgt durch den Schulleiter; die Bestellung ist aktenkundig zu machen.

5. Will ein Schüler die Klasse oder Gruppe während der Veranstaltung ausnahmsweise

zeitweise verlassen, so bedarf er der Genehmigung des aufsichtführenden Lehrers. Will der

Schüler während eines Aufenthalts Verwandte oder Bekannte besuchen oder bei ihnen

übernachten, so darf der aufsichtführende Lehrer die Genehmigung nur erteilen, wenn er im

Besitz einer schriftlichen Erklärung der Erziehungsberechtigten ist, aus der hervorgeht, dass

der Schüler während einer solchen Abwesenheit von der Klasse oder Gruppe nicht der

Aufsichtspflicht der Schule unterliegt und die Erziehungsberechtigten für diese Zeit die

Verantwortung tragen. Die Schüler sind vor Durchführung der Veranstaltung auf diese

Bestimmung besonders hinzuweisen.

6. Schülern aller Schulformen der Klassen/Jahrgangsstufen 8 und 9 kann bei Wanderfahrten,

Lehrausflügen, Studienfahrten, Schülergruppenfahrten und Landheimaufenthalten im

Inland und im Ausland gestattet werden, sich einzeln oder in Gruppen bis spätestens 20.00 Uhr ohne

Beaufsichtigung durch Lehrer frei zu bewegen, wenn die Erziehungsberechtigten sich hiermit vor Beginn

der Veranstaltung schriftlich einverstanden erklären, die Schüler entsprechend belehrt worden sind und

auf Grund ihrer Reife und Persönlichkeitsentwicklung mit Fehlverhalten, das Ansprüche Dritter auslösen

könnte, nicht zu rechnen ist; Im nichtdeutschsprachigen Ausland kann die Gestattung nur erteilt werden,

wenn die Schüler sich aufgrund ihrer Fremdsprachenkenntnisse hinreichend verständigen können Ein

Versicherungsschutz besteht in diesen Fällen nur, wenn die Schüler nach

Neigung und Interesse außerhalb des Klassen- oder Gruppenverbandes Orte oder Veranstaltungen

besuchen, die vom Lehrer als pädagogisch zweckdienlich und mit den Zielen der

schulischen Veranstaltung vereinbar beurteilt werden und deren Besuch der Lehrer zugestimmt

hat. Der Lehrer oder ausnahmsweise eine der in Nr. 4 Abs. 2 genannten Personen

müssen in diesen Fällen jederzeit für die Schüler erreichbar sein. Die Erziehungsberechtigten

sind hierauf vor Antritt der Veranstaltung von der Schule schriftlich hinzuweisen. Der Lehrer

kann die Gestattung nach Satz 1 widerrufen, wenn er begründeten Anlass zur Befürchtung

hat, dass Schüler die eingeräumte Freiheit missbrauchen oder dass sie durch besondere Umstände

gefährdet werden. Schüler, deren Erziehungsberechtigte die schriftliche Einverständniserklärung

nicht abgeben, sind nach den Bestimmungen dieser Verordnung durch Lehrer

oder Hilfskräfte zu beaufsichtigen.

7. Schülern der Klassen/Jahrgangsstufen 10 und 11 kann bei den in Nr. 6 aufgeführten

Veranstaltungen unter den dort genannten Voraussetzungen gestattet werden, sich einzeln

oder in Gruppen bis ungefähr 22.00 Uhr ohne Beaufsichtigung durch Lehrer frei zu bewegen,

wenn die Erziehungsberechtigten sich hiermit vor Beginn der Veranstaltung schriftlich

einverstanden erklären.

8. Für das Sporttreiben bei diesen schulischen Veranstaltungen gelten die Bestimmungen

der Anlage 4 dieser Verordnung.
Anlage 1 - VII. Aufsicht bei Veranstaltungen außerhalb der Schule, insbesondere bei

Veranstaltungen schulfremder Einrichtungen

1. Sollen Schüler in Klassenverband, in Gruppen oder einzelnen während des Schuljahres

an Lehrgängen oder sonstigen Veranstaltungen schulfremder Einrichtungen oder Organisationen

außerhalb der Schule teilnehmen, so ist vom Schulleiter zuvor festzustellen, ob es

sich hierbei um eine schulische oder um eine nichtschulische Veranstaltung handelt. Dies ist,

sofern es sich um noch nicht volljährige Schüler handelt, den Erziehungsberechtigten, im

Übrigen den Schülern mitzuteilen.

2. Handelt es sich um eine schulische Veranstaltung, so obliegen die Weisungs- und

Leitungsbefugnisse, auch bei der Durchführung der Veranstaltung durch schulfremde Personen,

den begleitenden Lehrern oder den begleitenden sonstigen Aufsichtspersonen. Die Weisungsund

Leitungsbefugnisse können auch auf andere anwesende Lehrer übertragen werden,

falls diese ihr Einverständnis erklären.

3. Handelt es sich um eine nichtschulische Veranstaltung, so ist bei noch nicht volljährigen

Schülern das Einverständnis der Erziehungsberechtigten zur Teilnahme der Schüler

schriftlich einzuholen. Es entfallen außer während des Zu- und Abganges vom Ort der Veranstaltung

die Weisungs- und Leitungsbefugnisse der evtl. begleitenden Lehrer oder der

begleitenden sonstigen Aufsichtspersonen gegenüber den Schülern sowie die Ausübung der

Aufsichtspflicht. Hierauf, sowie darauf, dass während der Dauer der Veranstaltung Versicherungsschutz

im Rahmen der Schülerunfallversicherung nicht besteht, sind bei noch nicht volljährigen

Schülern die Erziehungsberechtigten, im Übrigen die Schüler schriftlich hinzuweisen.

4. Die Teilnahme an nichtschulischen Veranstaltungen ist für Lehrer und Schüler freiwillig.

Anlage 2 - 7. Gefahren an außerschulischen Lernorten

7.1 Für alle Aufenthalte an außerschulischen Lernorten sind zusätzlich die dort gültigen

Sicherheitsbestimmungen zu beachten.

Für Betriebspraktika gelten zusätzliche besondere Regelungen.

7.2 Bei Arbeiten im Schulgarten, bei Lehr- und Beobachtungsgängen im Gelände und

während eines Aufenthaltes im Schullandheim sind die allgemeinen Richtlinien über

Wandertage zu beachten und darüber hinaus die Schülerinnen und Schüler auf besondere

Gefahren beim Umgang mit Pflanzen und Tieren hinzuweisen, wie z.B.: Pflanzengifte,

Insektenstiche, Zeckenbisse, Schlangenbisse, Biss- und Kratzwunden, Fuchsbandwurm,

Leichengifte.

Richtlinien für die Zusammenarbeit

von Schule und Betrieb im Bereich der allgemeinbildenden Schulen

Erlass vom 01. Februar 2005 (ABl. 3/05 S. 137)

II 2 – 960.060.010

Gült. Verz. Nr. 7200

1. Ziele

Durch eine intensive Zusammenarbeit von Schulen und Betrieben soll allen Schülerinnen und Schülern,

auch denjenigen, die nicht unmittelbar vor der Berufswahl stehen, die Möglichkeit gegeben werden,

exemplarische Einsichten in das Arbeits-, Berufs- und Wirtschaftsleben zu gewinnen. Dies geschieht

sowohl durch eigene Anschauung und Erfahrung im Betrieb als auch durch Gespräche mit Betriebsangehörigen

und durch die Erkundung des betrieblichen Umfeldes und der öffentlichen Rahmenbedingungen,

innerhalb deren sich betriebliches Handeln vollzieht. Die damit verbundene Öffnung

der Schule hin zur betrieblichen Realität vermittelt den Schülerinnen und Schülern wichtige Erkenntnisse

für ihre berufliche Orientierung und zur schulischen Situation kontrastierende Erfahrungen und

Informationen und schafft so neue Motivation zum Lernen. Sie eröffnet handlungsorientierte Arbeitsformen

und erleichtert den Beginn einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit.

Zur Überwindung geschlechtsspezifisch eingeschränkter Orientierungen ist es besonders notwendig,

bei den Schülerinnen und Schülern eine einseitige Ausrichtung hin auf "klassische Frauenberufe" und

„klassische Männerberufe“ aufzulösen und sowohl Mädchen wie auch Jungen den Zugang zu gewerblich-

technischen Berufen bzw. sozialpädagogisch–erziehungswissenschaftlichen Berufen ebenso nahe

zu bringen wie die Motivation, berufliche Aufstiegschancen zu nutzen und sich Führungspositionen

zu erarbeiten. Eine gezielte Zusammenarbeit mit Betrieben unter diesem Gesichtspunkt erlaubt es,

den Mädchen und Jungen Perspektiven konkret aufzuzeigen und berufliche Entwicklungsmöglichkeiten

in realer Umgebung auszutesten.

2. Formen der Zusammenarbeit

1. Abgrenzung

Betriebe im Sinne dieses Erlasses sind nicht nur Wirtschaftsunternehmen, sondern auch öffentliche

Verwaltungen, Behörden, Institutionen sowie soziale und gemeinnützige Einrichtungen.

2. Allgemeine Grundsätze

Jede Form der Zusammenarbeit von Schule und Betrieben ist als schulische Veranstaltung in die

langfristige Unterrichtsplanung der Fächer und Lernbereiche einzubeziehen und muss im Unterricht

vor- und nachbereitet werden.

Unbeschadet der pädagogischen Verantwortlichkeit der Schule sollen zur Vorbereitung, Durchführung

und Auswertung der Unterrichtsveranstaltungen neben den Kontakten zu den Betriebsangehörigen

und der Zusammenarbeit mit der Betriebsleitung wie auch mit Betriebs- und Personalräten auch die

Angebote der Berufsberatung mit einbezogen werden.

Die Veranstaltungen können aus dem Unterricht eines Faches/Lernbereiches, hier vor allem der Arbeitslehre,

der Fächer Sozialkunde und Erdkunde aus dem Lernbereich Gesellschaftslehre, der Informatik

oder der Naturwissenschaften, erwachsen oder aber auch im Zusammenhang mit fächerübergreifenden

Unterrichtsvorhaben durchgeführt werden.

Im Rahmen der Vorbereitung der Schülerinnen und Schüler sind diese über mögliche Unfallgefahren

zu unterrichten und zu sicherheitsbewusstem Verhalten anzuhalten.

Die Veranstaltungen sind rechtzeitig innerschulisch abzustimmen (Klassen-, Fach-, evtl. Jahrgangskonferenz).

Sie werden durch die Schulleiterin oder den Schulleiter genehmigt. Auf die Bestimmungen

der Verordnung über die Aufsicht über die Schüler wird hingewiesen.

3. Einzelregelungen

3.1 Mitarbeit außerschulischer, betrieblicher Experten im Unterricht

3.1.1 Personen, die nicht als Lehrkräfte an der Schule tätig sind, können an der Durchführung des Unterrichts

beteiligt werden. Grundlage einer solchen Mitarbeit ist die Unterrichtsplanung der verantwortlichen

Lehrerin bzw. des verantwortlichen Lehrers, die ausweist, welche Aufgaben und Beiträge durch

die Mitarbeit von Personen eingebracht werden können, die nicht zum schulischen Personal gehören.

Voraussetzung ist entsprechende Sachkunde und Vorbildung dieser Fachkräfte. Die Verantwortlichkeit

für den Unterricht verbleibt jedoch bei der Lehrerin bzw. dem Lehrer.

3.1.2 Die Schulleiterin bzw. der Schulleiter informiert diese Personen über die geltenden Bestimmungen

zur Aufsichtspflicht und verpflichtet sie zu deren Einhaltung. Sie/er beauftragt sie formal mit der

Durchführung der vorgesehenen Aufgabe. Bei Vorhaben oder Unterricht in Bereichen mit erhöhtem

Sicherheitsrisiko ist ein Nachweis der entsprechenden Fachkunde erforderlich. Da sich die Tätigkeit

nichtschulischer Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter immer im Zusammenhang mit dem Unterricht der verantwortlichen

Lehrerin/des verantwortlichen Lehrers vollzieht und an deren/dessen Unterrichtskonzept

gebunden ist, können die nichtschulischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorübergehend im Sinne

einer Differenzierung in einzelnen Unterrichtsphasen Teilgruppen von Schülerinnen und Schülern

betreuen. Im Rahmen ihrer Tätigkeit gelten für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Grundsätze

der Amtshaftung. Sie genießen Unfallschutz.

3.2 Betriebserkundungen

3.2.1 Betriebserkundungen sind Unterrichtsveranstaltungen, die sich auf einzelne, vorher festzulegende

und in der Vorbereitung mit den Betrieben abzustimmende Aspekte und Bereiche der betrieblichen

Wirklichkeit konzentrieren. Diese Aspekte müssen geeignet sein, die im Unterricht vorbereitete Thematik

zu veranschaulichen und in exemplarischen Zügen zu erschließen oder neue Aspekte und Informationen

für die unterrechtliche Erarbeitung beizutragen.

Diese Zielsetzung erfordert zunächst eine gründliche Absprache und Planung durch die Lehrerin/den

Lehrer mit dem Betrieb über Zeit, Aspekt(e), Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner, Lehrmittel,

betriebliche Bereiche und methodisches Vorgehen. Dazu muss die Lehrerin/der Lehrer den Betrieb

in der Regel vorher selbst erkunden.

3.2.2 Schülerinnen und Schülern ist ein methodisches Repertoire zu vermitteln (Interview- und Dokumentationstechniken),

das es ihnen erlaubt, wesentliche Beobachtungen zu sichern und hinter der

äußeren Erscheinung der Dinge nach Ursachen und Zusammenhängen zu forschen. Dies wird erleichtert,

wenn bei der Erkundung selbst vielfältige und multimediale Formen der Informationsaufnahme

und -speicherung verwendet werden können.

3.2.3 Hinsichtlich der Betriebe gelten folgende Kriterien:

Der Betrieb muss

- mit vertretbarem Aufwand erreichbar sein,

- das pädagogische Anliegen der Schule teilen,

- über Bereiche verfügen, die im Hinblick auf das Erkundungsziel in zeitlich angemessenem

Rahmen erkundet werden können.

3.2.4 Ab Jahrgangsstufe 9 können Schülerinnen und Schüler Erkundungen in Betrieben auch ohne

Begleitung einer Lehrkraft durchführen. In diesem Fall benennt der Betrieb eine Betreuerin/einen Betreuer,

die/der die Schülerinnen und Schüler für die Dauer der Erkundung verantwortlich beaufsichtigt.

Diese Betreuerin/dieser Betreuer wird von der Schulleiterin/vom Schulleiter beauftragt. Im Rahmen ihrer

Tätigkeit gelten für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Grundsätze der Amtshaftung. Sie

genießen Unfallschutz.

Für individuelle Berufserkundungen und Betriebskontakte hält die Berufsberatung der Agentur für Arbeit

ein erweitertes Angebot einschließlich Versicherungsschutz bereit, das ebenfalls genutzt werden

kann.

3.3 Projektorientierter Unterricht in Zusammenarbeit mit Betrieben

3.3.1 Im Rahmen von Projekten oder projektorientierten Unterrichtseinheiten kann es sinnvoll sein,

Teile des Unterrichts in Betrieben durchzuführen. Derartige Unterrichtsphasen reichen in ihrem Anspruch

über die aspekt-orientierte Betriebserkundung hinaus, ohne in Umfang und Intensität dem Betriebspraktikum

zu entsprechen. Sie können einen oder mehrere Tage umfassen und dienen u.a. dazu,

- gezielt Informationen über technische Prozesse, Arbeitsabläufe, Arbeitsplätze und -bedingungen,

aber auch über betriebliche Entscheidungsprozesse, Kundenverhalten usw. zu sammeln, deren Komplexität

im Rahmen einer Erkundung noch nicht erschlossen werden kann,

- subjektive Erfahrungen zu sammeln, die Situation an Arbeitsplätzen persönlich zu erleben,

- Produkte herzustellen oder Fertigkeiten einzuüben, für die die Schule selbst nicht die technologischen,

apparativen oder organisatorischen Voraussetzungen hat,

- in der Schule modellhaft erprobte Arbeitsformen in der betrieblichen Realität aufzusuchen,

- Berufe und Berufsfelder zu erkunden, die Inhalte beruflicher Tätigkeiten und die Qualifikationen

der Berufs-/Betriebsangehörigen kennen zu lernen.

Die betrieblichen Arbeits- und Erkundungsphasen erwachsen aus dem didaktischen und inhaltlichen

Konzept des Unterrichts und führen dorthin zurück.

3.3.2 Eine Klasse oder Lerngruppe kann solche Unterrichtsphasen in einem oder in mehreren Betrieben

durchführen. Die Betriebe benennen für die Schülerinnen und Schüler verantwortliche Betreuerinnen

oder Betreuer, die von der Schulleiterin/dem Schulleiter beauftragt werden. Im Rahmen ihrer Tätigkeit

gelten für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Grundsätze der Amtshaftung. Sie genießen

Unfallschutz.

3.3.3 Für die Durchführung solcher Projekte, soweit sie in Betrieben stattfinden, gilt die gleiche Haftpflichtregelung

wie bei Betriebspraktika (s. 3.4.5.2).
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Vorbemerkung 
Schulwanderungen und Schulfahrten sind wichtige Elemente des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schulen. 

Als Teil der pädagogischen Konzeption fördern sie gemeinsame neue Erfahrungen und Erlebnisse, sie tragen dazu bei, das gegenseitige Verständnis zu vertiefen und den Gemeinschaftssinn zu för-dern. 

Die schulischen Gremien verankern Konzeption und Gestaltung von Schulwanderungen und Schul-fahrten im Schulprogramm. Art und Umfang der Veranstaltungen müssen aus dem Bildungs- und Er-ziehungsauftrag der Schule abgeleitet sowie altersgemäß und mit vertretbarem finanziellen Aufwand gestaltet werden. 

Der Wander- und Fahrtenplan einer Schule berücksichtigt: 

eintägige Wanderungen, mehrtägige Wanderfahrten, Schullandheimaufenthalte, Studienfahrten mit besonderem unterrichtlichen Bezug (in der Regel ab Jahrgangsstufe 9), Internationale Begegnungsfahrten / Fahrten im Austausch mit Partnerschulen, Mehrtägige Veranstaltungen mit sportlichem Schwerpunkt, Unterrichtsgänge und Fahrten in Verbindung mit Unterrichtsinhalten (z.B. Betriebserkundun-gen, Chor- und Orchesterreisen). 

Regelungen für die einzelnen Schulformen und –stufen 
1. Allgemein bildende Schulen 
1. Während eines Schuljahres können je Klasse oder Lerngruppe bis zu acht Unterrichtstage für entsprechende Veranstaltungen in Anspruch genommen werden. 

In den Jahrgangsstufen 1 – 10 können bis zu fünf Unterrichtstage zu einer mehrtägigen Veranstaltung verbunden werden. 

2. In den Jahrgangsstufen 1 – 3 sollte die zeitliche Ausdehnung von Wanderungen der täglichen Unterrichtszeit entsprechen. In der Jahrgangsstufe 4 sollten ganztägige Veranstaltungen geplant werden. Im Mittelpunkt sollten jeweils Wanderungen stehen, die allenfalls eine kurze An- und Abreise erfordern. 

3. In den Jahrgangsstufen 5 – 10 kann eine Schülerin oder ein Schüler höchstens an drei mehrtägigen Veranstaltungen, die sich auf drei verschiedene Schuljahre und drei verschiedene Kalenderjahre verteilen müssen, teilnehmen. 

